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 Anlage 2 zur Drucksache - Nr. 

 
 

B e g r ü n d u n g 
vereinfachtes Verfahren nach § 13 BauGB 

Bebauungsplan Nr. 1628 
- Westlich Anderter Straße - 
 

 

Stadtteil:  Misburg - Süd 

Geltungsbereich: 
Das Plangebiet wird begrenzt durch die 
nördliche Grenze des Grundstücks Anderter 
Straße 82, die im Bebauungsplan Nr. 1621 für 
die Anderter Straße festgesetzte Straßenbe-
grenzungslinie (Linie im Abstand von bis zu 
ca. 1,8 m westlich zur östlichen Grenze des 
Grundstücks Anderter Straße 82), die west-
liche Grenze der Anderter Straße, die südliche 
Grenze des Grundstücks Anderter Straße 90, 
die jeweils westliche Grenze der Grundstücke 
Anderter Straße 90, 88, 86/86 A, die südliche 
und westliche Grenze des Flurstücks 71/20, 
Flur 3, Gemarkung Misburg, die westliche und 
nördliche Grenze des Flurstücks 67/34, Flur 3, 
Gemarkung Misburg und die jeweils westliche 
Grenze der Grundstücke Anderter Straße 84 
und 82. 

1. Zweck des Bebauungsplanes  

Für das Plangebiet existiert zurzeit kein rechtsverbindlicher Bebauungsplan, so dass sich die 
planungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben in Art und Maß der baulichen Nutzung nach der 
vorhandenen Bebauung richtet. Das Gebiet hat den Charakter eines Gewerbegebietes, in dem 
nach geltendem Recht auch Einzelhandelsbetriebe mit einer Verkaufsfläche von bis zu 800 m² 
zulässig wären. Bedingt durch die Lage des Plangebietes an einer Hauptverkehrsstraße halten 
Investoren es für die Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben geeignet, wie das zwei Bauvoran-
fragen aus dem Jahre 1999 belegen. Die Bauvoranfragen wurden seinerzeit zurückgezogen, 
nach dem der Bereich Bauordnung die Bearbeitung aufgrund eines inzwischen erlassenen Auf-
stellungsbeschlusses für ein Jahr zurückgestellt hatte. Zwischenzeitlich hat es mündliche An-
fragen gegeben, die aufzeigen, dass das Plangebiet nach wie vor für einen geeigneten Standort 
für Pkw-orientierte Einzelhandelsbetriebe gehalten wird. Deshalb soll mit dem aufzustellenden 
Bebauungsplan das Ziel verfolgt werden, im Plangebiet Einzelhandel auszuschließen und da-
durch die vorhandene Gebietsstruktur mit produzierendem Gewerbe und Handwerksbetrieben 
zu sichern und zu stärken, um so der Gefahr einer schleichenden Veränderung zu begegnen. 
Mit dem Ausschluss des Einzelhandels sollen gleichzeitig negative Auswirkungen auf die 
Zentren von Misburg und Anderten vermieden werden. 

Der Flächennutzungsplan stellt für die nördliche Hälfte des Plangebiets "Gewerbliche Baufläche" 
dar, für die südliche Hälfte "Industriegebiet". Diese Darstellung ist allerdings nicht mehr weiter 
verfolgte Zielsetzung des Flächennutzungsplanes. Sie liegt im Bereich der - noch nicht abge-
schlossenen - 81. Änderung des Flächennutzungsplanes, Teilbereich 81.1, für die der Rat in 
seiner Sitzung am 02.07.1998 den Feststellungsbeschluss gefasst hat. Vorgesehen ist danach 
die Darstellung "Gewerbliche Baufläche". Der mit dem Bebauungsplan Nr. 1628 vorrangig ver-
folgte Ausschluss von Einzelhandelsnutzungen steht damit im Einklang mit den Zielsetzungen 
des Flächennutzungsplanes. 
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2. Städtebauliche Ziele des Bebauungsplanes 
2.1 Verfahren 

Die Zulässigkeit von Bauvorhaben wird im Plangebiet bisher nach § 34 BauGB (Zulässigkeit von 
Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile) beurteilt. Durch die Aufstellung 
des Bebauungsplanes, für den eine geringe Regelungstiefe vorgesehen werden soll, wird der 
sich aus der vorhandenen Eigenart der näheren Umgebung ergebende Zulässigkeitsmaßstab 
nicht wesentlich verändert. In einem solchen Fall ist es möglich, ein vereinfachtes Verfahren 
gemäß § 13 BauGB durchzuführen, wenn eine Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, nicht vorbereitet oder begründet wird 
und keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der Erhaltungsziele und des Schutzzwecks 
der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäischen Vogelschutzgebiete im 
Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes bestehen. Diese Voraussetzungen sind gegeben, daher 
soll der vorliegende Bebauungsplan im vereinfachten Verfahren bei gleichzeitigem Verzicht auf 
eine Umweltprüfung und einen Umweltbericht durchgeführt werden. 

2.2 Bauland 

Das Plangebiet zeichnet sich vorwiegend durch Gewerbe - und Handwerksbetriebe aus. Ent-
sprechend soll das Plangebiet als Gewerbegebiet ausgewiesen werden. Vorhandene Wohn-
nutzungen sind als Ausnahme anzusehen und wurden in der Vergangenheit jeweils unter Be-
zugnahme auf eine Wohnnutzung für Betriebsangehörige genehmigt. Einer Erweiterung der 
Wohnfunktionen über den im Gewerbegebiet üblicherweise zulässigen Rahmen hinaus, auch 
unter dem Aspekt der Lärmbelastung von der Anderter Straße, soll durch die gewählte Art der 
Nutzung entgegengewirkt werden. Vorhandene Wohnnutzungen unterliegen gleichwohl den 
Grundsätzen des Bestandsschutzes.  

Der Druck zur Errichtung von unterschiedlichen Einzelhandelsbetrieben an der Anderter Straße, 
die sich an Autokunden richten, nimmt an der Anderter Straße zu. Einzelhandelsnutzungen sind 
aber aus mehreren Gründen in diesem Gebiet städtebaulich nicht erwünscht: 
- Durch die Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben werden vorhandene gewerbliche 

Nutzungen verdrängt. Ziel ist jedoch eine Stärkung dieser vorhandenen Gebietsstruktur. 
- Der Standort ist aufgrund der Lage in einem überwiegend gewerblich-industriell geprägten 

Umfeld nicht integriert. Es ist zu erwarten, dass die Kundschaft nahezu ausschließlich mit 
dem PKW anreisen müsste.  

- Die Nahversorgung für das weiter östlich gelegene Wohngebiet an der Portlandstraße ist 
bereits gesichert. Es besteht kein weiterer Bedarf an Einzelhandel für diesen Bereich. 

- Es wird befürchtet, dass die Ansiedlung weiterer Einzelhandelsnutzungen zu einer 
Schwächung der bestehenden integrierten Einzelhandelslagen im Stadtteilzentrum von 
Misburg und im Ortskern von Anderten führt. 

Deshalb soll das Plangebiet entsprechend dem im Flächennutzungsplan dargestellten Entwick-
lungsziel ausschließlich der Bereitstellung von Flächen für produzierendes und dienstleistendes 
Gewerbe dienen und infolgedessen sollen Einzelhandelsnutzungen im Plangebiet ausge-
schlossen werden. Aufgrund dieses Ausschlusses könnte es zu nicht beabsichtigten Härten bei 
branchenüblich händlerisch tätigen, produzierenden und dienstleistenden Gewerbebetrieben 
sowie bei Handwerksbetrieben kommen. Daher soll der Verkauf an Endverbraucher ausnahms-
weise zulässig sein, wenn er nach Art und Umfang in eindeutigem Zusammenhang mit der Pro-
duktion, der Ver- und Bearbeitung von Gütern einschließlich Reparatur- und Serviceleistungen 
der Betriebsstätte steht und sich nach seinem Umfang eindeutig unterordnet. 

Durch den Plan soll hauptsächlich die Zulässigkeit von Einzelhandels- und Wohnnutzungen ge-
regelt werden. Dazu ist es ausreichend, lediglich die Art der baulichen Nutzung (Gewerbegebiet 
mit fast vollständigem Ausschluss des Einzelhandels) festzulegen, während auf Bestimmungen 
zum Maß der baulichen Nutzung, wie z. B. Grundflächenzahl, Höhe der baulichen Anlage, Bau-
weise und überbaubare Grundstücksfläche im Sinne des Grundsatzes der planerischen Zu-
rückhaltung verzichtet werden soll. Die Bauflächen sind fast vollständig bebaut und die Erschlie-
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ßung ist über die Anderter Straße gesichert, so dass auch ohne Festlegung des Maßes der 
baulichen Nutzung der Zulässigkeitsmaßstab hierfür bei künftigen Bauanträgen wie bisher be-
urteilt werden kann. Nach Rechtsverbindlichkeit des Bebauungsplanes Nr. 1628 sind Bauan-
träge wie folgt zu prüfen und zu beurteilen: 
- bezüglich der Art der baulichen Nutzung nach den Festsetzungen dieses Bebauungsplanes 

in Verbindung mit den Vorschriften der BauNVO,  
- im Hinblick auf das Maß der baulichen Nutzung, die Bauweise und die überbaubare Grund-

stücksfläche nach § 34 BauGB (Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang 
bebauten Ortsteile) und 

- hinsichtlich einzuhaltender Grenzabstände nach den Vorschriften der Nds. Bauordnung. 

Die erforderlichen Einstellplätze können auf den Baugrundstücken untergebracht werden. 

2.3 Verkehr, Entsorgung und Infrastruktur 

Das Plangebiet wird über die Anderter Straße erschlossen. Auf dem Grundstück Anderter 
Straße 82 wird im nördlichen Grundstücksteil ein bis 1,8 m breiter Streifen nicht überplant. 
Dieser Streifen ist bereits im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 1621 („Kreisstraße“) als 
öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt. 

Durch eine in der Anderter Straße verkehrende Buslinie, die auch den S-Bahnhof Hannover-
Anderten anfährt, ist der Anschluss an den öffentlichen Personennahverkehr gegeben. Einkaufs-
möglichkeiten für die im Plangebiet Arbeitenden und Wohnenden befinden sich in unmittelbarer 
Umgebung. 

Die zur Ver- und Entsorgung vorhandenen Leitungen und Kanäle sind vorhanden. 

3. Umweltverträglichkeit 
3.1 Naturschutz 

Das Plangebiet ist größtenteils versiegelt, lediglich im südlichen Bereich befindet sich ein mit 
Gehölzen bestandener Bereich. Auf der gesamten Fläche sind nur wenige Einzelbäume 
anzutreffen. Es ist daher davon auszugehen, dass das Plangebiet für die Flora und Fauna keine 
größere Bedeutung besitzt. 

Durch die Planung wird gegenüber der bestehenden Situation kein zusätzlicher Eingriff in den 
Naturhaushalt ermöglicht, so dass keine Ausgleichsmaßnahmen erforderlich werden. Sofern bei 
Baumaßnahmen Gehölze beseitigt werden müssen, findet die Baumschutzsatzung Anwendung.  

3.2 Altlasten und Kampfmittel 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich zwei Verdachtsflächen. Auf den Grundstücken An-
derter Str. 82 und 84 errichtete die Union Beton Niedersachsen 1969 eine Transportbeton-
anlage. Außerdem waren eine Waschanlage, eine Autowerkstatt sowie eine Eigenbedarfstank-
stelle in Betrieb. 1986 wurde die Fläche von der Fa. Pardey und Kuhnke übernommen und wird 
bis heute als Holzhandlung genutzt. An deren Holzimprägniertränke wurden bei Betriebsbesich-
tigungen Ende der 80iger Jahre Undichtigkeiten festgestellt. Das Grundstück Anderter Str. 86 
wurde seit 1968 durch das Baugeschäft Fritsche genutzt. Die Flächen wurden teilweise als Ma-
terialfreilager sowie Abstellfläche für PKW und LKW genutzt. Seit ca. 1981 nutzt die Fa. Nolte 
die ehemalige Werkstatthalle als Kfz-Werkstatt, es wird auch eine Autolackiererei betrieben.  

Aus den genannten Nutzungen ergibt sich der Verdacht auf Schadstoffeinträge, insbesondere 
Mineralölkohlenwasserstoffe und Holzschutzmittel. Inwieweit auf den Grundstücken vorhandene 
Tanks rückgebaut sind, ist nicht bekannt.  

Neben den genannten Nutzungen ist bekannt, dass sich innerhalb des Plangebietes mehrere 
verfüllte Bombentrichter befinden. Kenntnisse über das Verfüllmaterial liegen nicht vor. Im 
Umfeld des Plangebietes wurden Bombentrichter mit unterschiedlich belastetem bauschutt- und 
schlackehaltigem Material angetroffen ebenso wie großflächige Auffüllungen. Direkt an das 
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Plangebiet angrenzend wurden in der Auffüllung Belastungen festgestellt, die den LAGA Z2-
Wert überschreiten; damit ist eine freie Verwertung nicht möglich. Ähnliche Materialien sind auch 
im Plangebiet zu erwarten.  

Auch die an das Plangebiet angrenzenden Flächen wurden zum größten Teil über lange Jahre 
gewerblich-industriell genutzt. Im Westen schließt sich die Altablagerung A5.2 an. Im Südwesten 
lag zwischen dem Plangebiet und der Altablagerung eine Betriebsfläche der Deurag-Nerag, hier 
wurden teilweise sehr hohe Mineralölkohlenwasserstoffbelastungen im Boden festgestellt. Die 
Region Hannover weist in ihrer Stellungnahme auf „Methanausgasungen“ aus der Altablagerung 
des ehemaligen Deurag-Nerag-Geländes nordwestlich des Plangebietes hin. Bodenluftunter-
suchungen haben im Grenzbereich zum Plangebiet erhöhte Methangehalte ergeben. Es ist nicht 
auszuschließen, das unterirdische Gasströme ins Plangebiet hineinreichen und in Kellerräume 
gelangen können. Dieses kann bei einer bestimmtem Gas-Luft Anreicherung zu Gasexplosionen 
führen. Im Frühjahr 2007 werden weitere Bodenluftuntersuchungen durchgeführt. 

Aufgrund der hohen Verdachtsmomente ist es bei baulichen Eingriffen in das Erdreich zwingend 
erforderlich, die Sanierungs- und Sicherungsarbeiten bzw. Entsorgungsmaßnahmen von konta-
miniertem Erdmaterial von einem fachlich anerkannten Gutachter, in Absprache mit dem Fach-
bereich Umwelt der Region Hannover, begleiten zu lassen und zu dokumentieren. 

Nach Aussage der zentralen Polizeidirektion - Kampfmittelbeseitigung - weisen die Luftbildauf-
nahmen aus dem zweiten Weltkrieg eine Bombardierung bzw. Kampfeinwirkungen für das 
Plangebiet auf. Daher werden aus Sicherheitsgründen Gefahrenerforschungsmaßnahmen 
empfohlen. 

3.3 Schallschutz 

Der Schall-Immissionsplan-Plan Hannover 2000 zeigt Immissionen auf, die auf das Plangebiet 
einwirken. Dabei werden aber die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005, die 
einen fachlich anerkannten Beurteilungsmaßstab zum Schutz vor Lärmbelastungen darstellen, 
von 65 dB(A) tags bzw. 55 dB(A) nachts nicht überschritten. Maßnahmen zum Schutz vor 
Lärmbelastungen sind daher nicht zu treffen. 

Die östlich der Anderter Straße an der Portlandstraße gelegenen Wohngebiete halten, auch vor 
dem Hintergrund der Vorbelastungen von der Anderter Straße, einen ausreichenden Abstand 
ein. Es ist daher nicht erforderlich, zum Schutz der Wohngebiete im Gewerbegebiet einschrän-
kende Regelungen hinsichtlich der Zulässigkeit von Betrieben vorzunehmen. Gleichwohl wird 
die Anmerkung gegeben, dass bei Nutzungsänderungen oder Bauvorhaben im Einzelfall nach-
zuweisen ist, dass keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch vom Gewerbegebiet  aus-
gehende Geräusche im nahe gelegenen Wohngebiet zu erwarten sind (nach TA Lärm). Nächt-
liche Aktivitäten im GE-Gebiet können hier durchaus zu Problemen führen. 

4. Kosten für die Stadt 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplan Nr. 1628 entstehen der Stadt keine Kosten. 

 

Begründung des Entwurfes  
aufgestellt 
Fachbereich Planen und Stadtentwicklung 
Februar 2007 

 

 
           (Heesch) 
    Fachbereichsleiter 

Der Rat der Landeshauptstadt Hannover hat 
der Begründung des Entwurfes  
am    .  .            zugestimmt. 
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